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Abhandlungen 

Karin Gottschall 

Flexible Erwerbsbürgerschaft auch für Frauen? 
Herausforderungen der Arbeitsmarkt-, Familien- und Bildungspolitik in 
Deutschland* 

Abstract 

Ausgangspunkt des Beitrags ist die jüngere politische Orientierung am Leitbild 'flexibler Erwerbsbür-
gerschaft'. Sie wird in einigen europäische Länder bereits seit längerem in Form einer aktivierenden 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik realisiert. Für die Bundesrepublik, so die hier vertretene These, stellt 
die Orientierung an einer 'Beschäftigungsfähigkeit für alle' eine besondere Herausforderung dar. Denn 
die sozialstaatlichen Rahmenbedingungen sind auch im wiedervereinigten Deutschland nach wie vor 
vorrangig an der Arbeitsmarktteilhabe eines männlichen Familienernährers und weniger an der 
Beschäftigungsfähigkeit von Frauen bzw. von Eltern orientiert. Der Beitrag diskutiert strukturelle 
Rahmenbedingungen und Reformoptionen in den Bereichen Arbeitsmarkt-, Familien- und Bildungs-
politik und fragt abschließend nach dem demokratischen Potential flexibler Erwerbsbürgerschaft. 

1 Einleitung 

Der Titel dieses Beitrags ist bewusst mit einem Fragezeichen versehen, denn bei der Thematik 
'Flexible Erwerbsbürgerschaft' stellen sich verschiedene Fragen: 
1. Sind wir bereits auf dem Weg zur flexiblen Erwerbsbürgerschaft? Gibt es gesellschaftli-

che Entwicklungen, die in diese Richtung weisen? 
2. Gibt es politische Maßnahmen, die eine solche Flexibilität befördern und wie erfolgreich 

können sie sein? Und schließlich: 
3. Können und wollen wir überhaupt alle flexible Erwerbsbürger sein oder werden? 
Die erste Frage nach gesellschaftlichen Entwicklungen in Richtung Erwerbsflexibilität lässt 
sich relativ leicht beantworten. Tatsächlich sind in den letzten zwei Jahrzehnten in der 
Bundesrepublik die Erwerbsformen vielfältiger geworden, wie die Ausweitung von Teilzeit-
arbeit, ungeschützter Beschäftigung und von Ein-Personen-Selbständigkeit zeigt. Zwar ist 
noch immer das sogenannte Normalarbeitsverhältnis, d.h. eine sozialversicherungsrechtlich 
abgesicherte, unbefristete Vollzeiterwerbstätigkeit mit einem Anteil von über 50% dominant; 
doch gewinnen daneben flexibilisierte Arbeitsformen, und hier insbesondere Teilzeitarbeit, 
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(Anteil von ca. 20%) an Gewicht (Hoffmann/Walwei 1998). Auch die familialen Lebensfor-
men haben sich - nicht zuletzt mit der Individualisierung von Frauen - pluralisiert, wie wir 
an steigenden Scheidungsquoten, höheren Anteilen von Einelternfamilien, von Singles und 
kinderlosen Paaren sehen. Lebten Anfang der siebziger Jahre in Westdeutschland noch knapp 
drei Viertel der Bevölkerung in Familienhaushalten mit zwei und mehr Generationen, d.h. mit 
Kindern und /oder Großeltern, so sind es heute nur noch knapp die Hälfte aller Haushalte, 
gleichzeitig sind mehr als ein Viertel aller Haushalte Paarhaushalte ohne Kinder und ca. 17% 
leben als Singles (Lauterbach 1999,243). Hinzu kommt, dass Zahl und Anteil der Frauen, die 
langfristig kinderlos bleiben, steigen (Kaufmann 1997,79ff.). Damit verliert das traditionelle 
Normalarbeitsverhältnis mit der daran gebundenen 'Normalfamilie' mit einem männlichen 
Familienernährer und weiblicher Hausfrau und Mutter, die allenfalls 'dazuverdient', an 
Bedeutung. Für Frauen, ob mit oder ohne Kinder, wird die Existenzsicherung über Erwerbs-
arbeit wichtiger. Zugleich kommt es in biographischer Perspektive zu einer gewissen 
Annäherung der Erwerbsverläufe von Männern und Frauen: Während bei den Frauen die 
Erwerbsquoten steigen und insbesondere bei den besser Qualifizierten die Erwerbskontinu-
ität zunimmt, sinken die Erwerbsquoten der Männer, nicht zuletzt befördert durch eine Politik 
der Frühverrentung (Klammer/Klenner/Ochs 2000). Diese Veränderungen markieren durchaus 
einen Wandel in Richtung flexibilisierte Erwerbsgesellschaft. 

Die zweite Frage nach den politischen Maßnahmen und ihren Erfolgsaussichten ist nicht 
so leicht zu beantworten. Sie steht im Mittelpunkt der folgenden Ausführungen. Betrachtet 
man zunächst die politischen Zielsetzungen, so ist die Lage noch eindeutig: Die Vorstellung, 
dass möglichst alle erwachsenen Gesellschaftsmitglieder erwerbstätig sein und so für ihre 
Existenzsicherung aufkommen sollen, ist zu einer neuen Leitvorstellung auf europäischer 
Ebene geworden. Seit Mitte der neunziger Jahre wird in einzelnen Mitgliedsländern der EU 
- vor allem in Dänemark ( 1993), Großbritannien ( 1998) und mit den jüngeren Reformen des 
Arbeitsförderungsgesetzes (vgl. Sozialgesetzbuch III 1998 und Job-ACQTIV Gesetz 2001) 
auch in der Bundesrepublik - in der Arbeitsmarktpolitik 'Beschäftigungsfähigkeit' propa-
giert. Gefordert wird eine stärkere Eigenverantwortung der Arbeitnehmerin, d.h. Initiative 
und Investitionen in Aus- und Weiterbildung wie auch aktive Arbeitsplatzsuche, um sich 
erfolgreich auf dem Arbeitsmarkt zu behaupten. Integraler Bestandteil dieser Forderungen ist 
die Zielsetzung, Nachteile von Frauen beim Arbeitsmarktzugang abzubauen. 

In welchem Verhältnis steht nun der politische Wunsch einer 'Beschäftigungsfähigkeit 
für alle' zur gesellschaftlichen Wirklichkeit? Sind die bisher realisierten oder geplanten 
politischen Maßnahmen geeignet, dieses Ziel zu erreichen? Meine These ist, dass die 
Bundesrepublik im Vergleich zu anderen europäischen Ländern von dem Ziel, eine 'Beschäf-
tigungsfähigkeit für alle' zu erreichen, noch weit entfernt ist. Denn die sozialstaatlichen 
Rahmenbedingungen im wiedervereinigten Deutschland sind nach wie vor vor allem an der 
Arbeitsmarktteilhabe eines männlichen Familienernährers und weniger an der Erwerbsbetei-
ligung von Frauen bzw. Eltern orientiert (vgl.dazu auch Gottschall/ Pfau-Effinger 2002). Die 
Bundesrepublik steht daher vor besonderen Herausforderungen, wenn sie dem Ziel der 
Beschäftigungsfähigkeit für alle näherkommen will. Diese Herausforderungen betreffen, wie 
im Folgenden gezeigt werden soll, nicht nur die Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinn, 
sondern auch die Familien- und Bildungspolitik. 
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2 Arbeitsmarktpolitik: Begrenzte Öffnungen für Frauen und 
Mütter 

Arbeitsmarktpolitik ist ein wesentlicher Pfeiler des deutschen Sozialstaatsmodells (vgl. 
ausführlich Gottschall/ Dingeldey 2000). Denn Ansprüche auf Sozialleistungen - bei 
Arbeitslosigkeit, Krankheit, Berufsunfähigkeit und im Alter - resultieren im deutschen 
System in erster Linie aus dem Erwerbsarbeitsverhältnis. Zugleich ist die soziale Sicherung 
in Deutschland traditionell am beruflichen Status und am Erwerbseinkommen orientiert, wie 
man an der Differenzierung zwischen Arbeiter-, Angestellten- und Besamtensicherung sieht. 
Historisch gesehen war ein erster Meilenstein in der Arbeitsmarktpolitik die 1927 eingeführte 
Arbeitslosenversicherung. Sie milderte die Existenzgefährdung bei Erwerbslosigkeit, indem 
sie eine einkommensabhängige, beitragsfinanzierte Arbeitslosenunterstützung gewährte; sie 
verringerte damit auch den Zwang der erwerbslosen Arbeiter und Angestellten jede Arbeit 
anzunehmen und enthielt so eine Art Qualifikationsschutz. Eine entscheidende Erweiterung 
erfuhr diese passive Arbeitsmarktpolitik im Zuge des Sozialstaatsausbaus in der Bundesre-
publik mit der Einführung einer aktiven Arbeitsmarktpolitik. Angesichts von Arbeitskräfte-
knappheit sollte das 1969 eingeführte Arbeitsförderungsgesetz (AFG) nicht nur dazu beitra-
gen, Arbeitslosigkeit und unterwertige Beschäftigung zu vermeiden. Im Zentrum stand die 
präventive Qualifizierung und Mobilitätsförderung der einzelnen Arbeitnehmer. Insbesondere 
bei der Förderung der beruflichen Bildung wurden zunächst feste Rechtsansprüche, auch 
ohne versicherungsrechtliche Anwartschaften, gewährt; damit wurde auch für arbeitsmarkt-
ferne Personengruppen, vor allem für Frauen nach der „Familienpause" ein Anreiz zur 
Arbeitsmarktpartizipation geschaffen. Das AFG markierte so einen erheblichen sozialen und 
politischen Fortschritt: Die Schwellen für den Arbeitsmarktzugang wurden gesenkt und die 
Integration in den Arbeitsmarkt vor allem für Frauen erleichtert. 

Gleichwohl hebt die mit dem AFG eingeführte aktive Arbeitsmarktpolitik die Orientie-
rung am männlichen Familienernährer nicht auf. Denn auch das AFG folgt einem Verständnis 
von Vollbeschäftigung, dass sich an der Arbeitsmarktintegration über das Normalarbeitsver-
hältnis, d.h. ein auf Dauer angelegtes, tarif- und sozialversicherungsrechtlich reguliertes 
Vollzeitarbeitsverhältnis orientiert und in der damaligen Ausgangslage auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt vorrangig nur für männliche Arbeitnehmer galt. 

Auch die Förderung von Qualifizierung durch das AFG bezieht sich auf eine spezifische 
Struktur des westdeutschen Erwerbssystems, nämlich das Berufsprinzip· Dieses Prinzip 
schützt Beschäftigte im Fall von Arbeitsplatzwechsel oder -Verlust vor der Entwertung der 
einmal erworbenen „zertifizierten Qualifikation" und ermöglicht Statuserhalt. Diese Beruf-
lichkeit ist über das gesetzlich abgesicherte System dualer beruflicher Erstausbildung vor 
allem in der industriellen Facharbeit und Teilen des Handwerks verankert. Im qualifikato-
risch heterogenen Dienstleistungssektor ist diese Beruflichkeit jedoch, abgesehen vom 
Bereich kaufmännisch-verwaltender Arbeit, deutlich geringer vertreten. Gerade in den 
Gesundheits-, Sozial- und Erziehungsberufen dominieren vollzeitschulische Ausbildungen, 
die geringer sozial reguliert sind und mehrheitlich von Frauen wahrgenommen werden 
(Krüger 1999). Damit enthält das Berufsprinzip und dessen korporatistisch gestützte Veran-
kerung in der deutschen Betriebsverfassung einen strukturellen Schließungseffekt sowohl 
gegenüber Un- und Angelernten wie auch gegenüber Frauen. Dies schlägt sich in der 
Strukturierung des Arbeitsmarktes in Segmentierungen nach Berufsfachlichkeit, betriebli-
cher Bindung und Geschlecht nieder (Gottschall 1995). 
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Waren die Rahmenbedingungen für eine aktive Arbeitsmarktpolitik Ende der sechziger 
Jahre noch vergleichsweise günstig, so haben sich seit Mitte/Ende der siebziger Jahre 
dramatisch verändert: mit einer hohen und strukturell verfestigten Arbeitslosigkeit wie auch 
mit dem Wechsel zur christlich-liberalen Koalition, die auf eine (Voll-) Beschäftigungspo-
litik vollends verzichtete. Anfang der neunziger Jahre kam der historischen Ausnahmetatbe-
stand der deutschen Wiedervereinigung hinzu, der die Arbeitslosigkeit noch einmal drastisch 
erhöhte. Gemessen an diesen Herausforderungen waren die Bundesanstalt für Arbeit sowie 
das AFG weder institutionell noch finanziell gerüstet. Über hundert Änderungen, darunter 15 
große Novellierungen sind daher als Versuch zu verstehen, Ziele und Instrumente des AFG 
diesen veränderten wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen anzupassen. Dabei 
hat sich die Arbeitmarktpolitik insbesondere in Ostdeutschland durchaus als flexibles 
Steuerungsinstrument bewährt und wesentlich zur politischen Stabilität beigetragen (Bäcker 
u.a. 2000; Schmid/Wiebe 1999). Gleichwohl haben die seit den siebziger Jahren realisierten 
Reformen des AFG die zunächst angelegte inklusive und präventive Zielsetzung der 
Arbeitsmarktpolitik geschwächt und eher die partikulare Ausrichtung der deutschen Arbeits-
marktpolitik verstärkt. An dessen Stelle trat die selektive Förderung der von Arbeitslosigkeit 
Betroffenen. 

Wurde mit dem AFG von 1969 die aktive Arbeitmarktpolitik eingeführt und der Erhalt 
von Vollbeschäftigung als Ziel definiert, so bedeutet die 1997/98 realisierte Reform der 
Arbeitsmarktpolitik einen Verzicht auf das Vollbeschäftigungsziel und einen Wandel hin zur 
sogenannten aktivierenden Arbeitsmarktpolitik. In Abgrenzung zu der als versorgend 
charakterisierten bisherigen Arbeitsmarktpolitik wird in der nunmehr in das Sozialgesetz-
buch (SGB) integrierten Arbeitsförderung die Eigenverantwortung der Arbeitsmarktteilneh-
mer - Arbeitnehmer wie Arbeitgeber - betont (§ 2 SGB III). 

Hier könnte ein innovatives Moment liegen, das den eingangs genannten Veränderungen 
auf dem Arbeitsmarkt wie auch in den Arbeits- und Lebensformen der Beschäftigten 
Rechnung trägt. Denn immer mehr Menschen, vor allem auch Frauen, sind auf Erwerbsarbeit 
angewiesen und wollen berufstätig sein. Für Männer wie für Frauen werden mit der 
Veränderung der Erwerbsformen und der familialen Lebensformen Ein- und Austritte aus 
dem Arbeitsmarkt häufiger. Damit gewinnt die Gestaltung der Übergänge in den Arbeits-
markt, sei es aus Familienarbeit, aus Aus- und Weiterbildung, aus ehrenamtlichem Engage-
ment oder aus dem Ruhestand, an Bedeutung. Diese Übergänge sind nach dem bisherigen 
System mit sozialen Sicherungsrisiken behaftet. Um den Beschäftigten hier eigenverantwort-
liches Handeln zu ermöglichen, müsste sich die Arbeitsmarktpolitik in ihrer Leistungsdimen-
sion auch auf weniger geregelte Erwerbsarbeitsverhältnisse beziehen, sie müsste kontinuier-
lichen Qualifikationserwerb unterstützen und vor allem unterschiedliche Typen krisenanfäl-
liger Übergänge in und aus dem Arbeitsmarkt durch institutionelle Arrangements sichern 
(Rabe/Schmid 1999). 

Leider finden sich im reformierten AFG bisher kaum Instrumente und positive Anreiz-
strukturen, die die Arbeitsmarktakteure auch tatsächlich befähigen, ihrer 'besonderen Ver-
antwortung' und der geforderten Flexibilität gerecht zu werden. Vielmehr bleibt im Hinblick 
auf die Gewährleistung von finanzieller Unterstützung und Zugang zu Weiterbildung die 
grundsätzliche Orientierung am traditionellen Normalarbeitsverhältnis erhalten, indem Teil-
zeitarbeit, geringfügige Beschäftigung, Erwerbsunterbrechungen den Zugang zu Förder-
maßnahmen erschweren oder verhindern und die Voraussetzungen für den Zugang zu 
Leistungen personengruppenspezifisch und individuell sehr eng definiert werden. Mehr 
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noch: Der Forderung nach Eigenverantwortung wird vor allem durch eine Verschärfung der 
Zumutbarkeitsregeln und Möglichkeiten der Rücknahme von Leistungen Nachdruck verlie-
hen; zugleich wird der Berufs- bzw. Qualifikationsschutz weiter ausgehöhlt. Abzuwarten 
bleibt, ob das kürzlich in Kraft getretene Job AQTIV- Gesetz Schritte in diese Richtung 
ermöglicht. Bekanntlich ist hier neben einer konsequenteren Fortentwicklung der Gleichstel-
lungspolitik eine stärkere Unterstützung bei der Arbeitssuche über Wiedereingliederungs-
verträge geplant. In diesem Zusammenhang wäre eine Stärkung des Mitspracherechts der 
Betroffenen bei Maßnahmetyp und -trägem wie auch ein Ausbau der Beratung im Sinn von 
case-management notwendig, wie sie etwa in England im Rahmen des New Deal und in den 
Niederlanden als 'couseling and monitoring' praktiziert werden. Für eine solche nicht-
schematisierende Beratung müsste freilich die Personalausstattung der Arbeitsämter erwei-
tert werden. Dies wäre eine sinnvolle Investition, denn wie wir aus der internationalen 
Wirkungsforschung wissen, sind Beratungs- und Vermittlungsbemühungen im Vergleich zu 
anderen Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik äußerst wirkungsvoll und vergleichsweise 
kostengünstig (Fay 1996, zitiert nach Rabe 2001). 

Als Zwischenfazit zur Arbeitmarktpolitik kann daher festgehalten werden, dass für eine 
echte Befähigung der Einzelnen zur Übernahme von Eigenverantwortung institutionelle 
Voraussetzungen deutlich verbessert werden müssen: Dies betrifft die soziale Sicherung von 
riskanten Übergängen wie auch frei zugängliche und angemessene Beratungs- und Bildungs-
angebote. Eine erfolgreiche Aktivierungspolitik insbesondere im Hinblick auf die bisher im 
Arbeitsmarktzugang benachteiligten Frauen hat jedoch noch weitere Voraussetzungen, vor 
allem in der Familien- und Bildungspolitik. Zunächst zur Familienpolitik. 

3 Familienpolitik: Subsidiarität und symbolische Unterstützung 

Familienpolitik in Deutschland hat eine eher konservative Tradition und ist gerade auch im 
Vergleich europäischer Länder ein wenig einflussreiches Politikfeld (Kaufmann u.a. 2001). 
Beides hängt mit der engen historischen Verknüpfung von Sozialpolitik und Arbeiterfrage 
zusammen. So haben die Arbeiterbewegung und später die Tarifparteien vor allem um einen 
Familienlohn gekämpft. Orientiert am Modell der bürgerlichen Familie erschien ein Famili-
enstatus erstrebenswert, in dem das Einkommen des Mannes eine kontinuierliche Erwerbs-
arbeit der Frauen überflüssig machte und Frauen 'Nur' -Hausfrauen und Mütter' sein konnten. 
Diese Orientierung wurde in Deutschland auch von den Kirchen, den neu entstehenden 
Wohlfahrtsverbänden und der bürgerlichen Frauenbewegung geteilt. Damit einher ging die 
Vorstellung, dass vorrangig die Familie für Kindererziehung zuständig ist und der Staat bzw. 
die Jugendfürsorge hier nur subsidiär, d.h. im Notfall ergänzend eintritt; dies wurde bereits 
in der Weimarer Republik in Reichsverfassung und Jugendwohlfahrtsgesetz festgelegt 
(Gottschall 2001). 

Die institutionellen Folgen dieses Konsenses zeigen sich in der Bundesrepublik in einer 
Steuer- und sozialpolitischen Subventionierung der Hausfrauen- und Zuverdienerehe bei 
gleichzeitigen Deckungslücken in der öffentlichen Kinderbetreuung. Das Angebot an öffent-
licher Kinderbetreuung ist lediglich auf Halbtagsplätze im Kindergartenbereich ausgerichtet, 
ergänzt von einem in Westeuropa einmaligen Halbtagsschulsystem, das nicht einmal einen 
Mittagstisch vorsieht. Bis in die neunziger Jahre lag in Westdeutschland die Versorgungsquo-
te mit Krippenplätzen unter 3%, die Ganztagsbetreuung von Kindern im Alter im von 3-6 
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Jahren bei nur 17% und die Hortbetreuung von Schulkindern bei unter4%; in Ostdeutschland 
ist die Versorgungslage trotz erheblichem Abbaus nach wie vor besser (Bäcker u.a. 2000, 
212f.) 

Spätestens seit den achtziger Jahren ist jedoch deutlich geworden, dass die institutionelle 
Sicherung der Hausfrauenehe der Lebensrealität von Frauen nicht gerecht wird und soziale 
Probleme aufwirft: Denn erstens erschwert sie eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die 
immer mehr Frauen zu realisieren versuchen. Zweitens führt sie zu sozialen Abhängigkeiten 
der Frauen, entweder von Ernährerehemann oder aber vom Staat; nicht zufällig stellen 
alleinerziehende Frauen einen großen Teil des Sozialhilfeklientels, und ist Altersarmut ein 
weibliches Phänomen. Drittens schließlich, und dies ist erst seit einigen Jahren in das 
öffentliche Bewusstsein gerückt, geht die Wertschätzung, die die Familie durch das Grund-
gesetz und in der öffentlichen Rhetorik erfährt, keineswegs mit einer angemessen sozialen 
Absicherung von Familien einher. Weder wird die Familienarbeit der Frauen, die im 
konservativen Modell ja alternativ zu Erwerbsarbeit gedacht ist, ähnlich wie Erwerbsarbeit 
gesichert, noch kompensieren die finanziellen Leistungen des Familienlastenausgleichs auch 
nur annähernd die Kosten, die mit dem Kindergroßziehen einhergehen. Auch das Steuerrecht 
begünstigt mit dem Ehegattensplitting nicht etwa das Kinderhaben, sondern nurmehr die 
Nichterwerbstätigkeit eines Ehepartners (Dingeldey 2000). So kommt es, dass sich in der 
Sozialstruktur der Bundesrepublik in den neunziger Jahren eine neue soziale Spaltung 
abzeichnet, zwischen Haushalten mit Kindern und nur einem oder 1 1/2 Erwerbstätigen und 
Haushalten ohne Kindern mit zwei Erwerbseinkommen; am stärksten von Armut bedroht 
sind Kinder bzw. Familien mit Kindern (Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
2001). 

Tatsächlich hat es seit den achtziger Jahren, wenn auch zögerlich und durch Druck von 
außen, einige Verbesserungen im Hinblick auf eine Anerkennung von Familienarbeit und 
eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie gegeben. Freilich sind die entsprechenden 
Maßnahmen nur zum Teil erfolgreich. Drei Beispiele lassen sich nennen: 

So das 1986 eingeführte Erziehungsurlaubsgesetz: Es stellt, ähnlich wie die später 
eingeführte Anerkennung von Kindererziehungszeiten in der Rentenversicherung, eine 
Aufwertung von privater Kindererziehung dar, indem es Eltern Erziehungsgeld wie auch eine 
Erwerbsfreistellung in den ersten drei Lebensjahren des Kindes ermöglicht. Dabei hat die 
Erziehungsgeldleistung keine Lohnersatzfunktion und ist einkommensabhängig. Eine eher 
ambivalente Wirkung dieser Maßnahme ist darin zu sehen, dass sie faktisch dazu führt, dass 
ein Großteil der jüngeren Frauen tatsächlich eine dreijährige Ausstiegsphase in Anspruch 
nehmen, dies jedoch mit erheblichen Wiedereingliederungsproblemen in den Arbeitsmarkt 
bezahlen. Arbeitsmarktexperten sprechen hier von einer faktischen Arbeitmarktausgliede-
rungsstrategie und verweisen darauf, dass die Möglichkeit, während des Erziehungsurlaubs 
bis zu 19 Stunden zu arbeiten, für die Expansion von Teilzeitarbeit und ungeschützter 
Beschäftigung seit den 90er Jahren mitverantwortlich ist (Bird 2001; Landenberger 1991). 
Die Neuregelung des Erziehungsurlaubs als Elternzeit, wie sie die rot-grüne Bundesregie-
rung 2001 eingeführt hat, erweitert mit einer Erhöhung der Einkommensgrenzen den Kreis 
der Anspruchsberechtigten und enthält mit der Ausweitung der Teilzeitregelung auf 30 
Stunden auch einen Anreiz zu mehr Erwerbskontinuität. Ob Frauen aus unteren und mittleren 
Einkommensschichten dies wahrnehmen, dürfte auch davon abhängen, inwieweit es ein 
'bezahlbares' und erwerbskompatibles Angebot an ergänzender Kinderbetreuung gibt. 
Immerhin sieht die Neuregelung auch einen Anspruch auf gleichzeitige Arbeitszeitreduzie-
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rung für beide Eltern innerhalb des Erziehungsurlaubs vor und verankert damit ein modernes 
partnerschaftliches Leitbild für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. In eine ähnliche 
Richtung geht das jüngst verabschiedete Gesetz über Teilzeitarbeit. Ob mit diesen erweiterten 
Möglichkeiten der Arbeitszeitreduzierung und -Unterbrechung freilich tatsächlich mehr 
Väter zur Übernahme von Erziehungsverantwortung bewegt werden können, ist beim 
Erziehungsgeldgesetz angesichts der Einkommensbindung und fehlenden Lohnersatzfunk-
tion allerdings fraglich: Jüngere sozialwissenschaftliche Untersuchungen weisen daraufhin, 
dass vor allem finanzielle Gründe Väter von der Inanspruchnahme des Erziehungsurlaubs 
abhalten (Vaskovics/Rost 1999). Beim Teilzeitgesetz stimmt vor allem skeptisch, dass es -
anders als das Bundeserziehungsgeldgesetz - keinen Anspruch auf eine Rückkehr zur 
vorherigen Arbeitszeit oder den gleichen oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz enthält. Vor 
allem für Väter in höheren beruflichen Positionen dürfte dies kaum attraktiv sein (Koch 
2001). 

Nun sind im Gefolge der Wiedervereinigung mit Blick auf eine gewisse Harmonisierung 
der extrem unterschiedlichen Ausgangslagen in Ost- und Westdeutschland im Bereich der 
Kinderbetreuung einige Verbesserungen realisiert worden. So betont das 1991 novellierte 
Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) neben der Betreuungsfunktion auch die Bildungs-
funktion der öffentlichen Tagesbetreuung und fordert erstmals ein bedarfsgerechtes Versor-
gungsangebot auch für Kinder im Krippen- und im Schulalter. Allerdings gibt es keine 
verbindliche Definition der Bedarfsgerechtigkeit. Und es bleibt angesichts des Fehlens von 
landesgesetzlichen Regelungen dem Ermessen und finanziellen Rahmen der örtlichen 
Jugendhilfeträger überlassen, inwieweit diese Anforderung eingelöst wird. Lediglich im 
Kindergartenbereich ist mit der Einführung eines Rechtsanspruchs auf einen Halbtagskinder-
gartenplatz 1996 (§24 KJHG), der im übrigen erst im Gefolge der Novellierung des §218 
politisch mehrheitsfähig war, die Versorgungsquote der 3-6-Jährigen im Durchschnitt auf 
annähernd 80-100% gestiegen. Auch die jüngst in verschiedenen Bundesländern initiierte 
Einführung einer verlässlichen Halbtagsgrundschule kann nur als moderater Schritt auf dem 
Weg zu weiteren Reformen angesehen werden. So eröffnet die Halbtagsorientierung keine 
realistische Option für eine vollwertige Erwerbstätigkeit beider Elternteile. Schon eine 
Teilzeitarbeit über 19 Stunden ist mit diesem zeitlichen Angebot kaum zu bewältigen, von 
den begrenzten Öffnungszeiten weiterer 'Familienanliegerinstitutionen' wie Behörden und 
Dienstleistungseinrichtungen gar nicht zu reden (Krüger 2001). 

Darüber hinaus zeigen sich in der Umsetzung dieser Regelungen spezifische Probleme 
des Föderalismus. Die Kosten für eine Ausweitung öffentlicher Erziehung liegen bekanntlich 
bei den Ländern und Kommunen, die bundesweit mit unterschiedlicher Finanzkraft ausge-
stattet sind und aufgrund spezifischer politischer Prioritäten in diesem Bereich nur unter 
Wahrung von Kostenneutralität Veränderungen realisieren. So entsteht vielfach ein konkur-
rierender Verschiebebahnhof, indem für den flächendeckenden Ausbau von Halbtags-
Kindergartenplätzen Ganztagsplätze abgebaut oder für die Einführung von verlässlicher 
Halbtagsbetreuung in der Grundschule Hortkapazitäten finanziell und personell ausgedünnt 
werden. 

Problematisch erscheinen in diesem Zusammenhang auch die Planungen verschiedener 
Bundesländer, die Inanspruchnahme von Kinderbetreuung in Zukunft über finanzielle 
Transfers in Form von Gutscheinen oder sogenannten Kitacards zu steuern. Sie sollen Eltern 
Wahlfreiheit bei der Art der Einrichtung und der zeitlichen Inanspruchnahme der Dienstleis-
tungen ermöglichen und zugleich eine effizientere Nutzung der öffentlichen Kapazitäten und 
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eine Stimulation für private Anbieter ermöglichen. Mit der Öffnung dieses Bereichs für 
private Anbieter wird jedoch eine Gleichwertigkeit von marktwirtschaftlich orientierter 
Betreuung und öffentlicher Betreuung unterstellt, die die Bedeutung von Vorschulpädagogik 
als öffentlicher Aufgabe relativiert. Die Wahlfreiheit der Eltern wiederum, sowohl bei der 
Auswahl der Einrichtungen als auch bei den Betreuungszeiten, wird - so die Befürchtung 
vieler Erzieherinnen - eine pädagogisch angemessene Betreuung , zu der u.a. auch verläss-
liche Gruppenstrukturen gehören, eher erschweren. Zudem würde eine solche Flexibilisie-
rung auch Bestrebungen widersprechen, im Vorschulbereich stärker Bildungsangebote zu 
integrieren. Nicht zuletzt dies wäre nach den Ergebnissen des Ländervergleichs in der PISA-
Studie ein wichtiger Schritt zu einer besseren Ausbildungsqualität in Deutschland (Deutsches 
PISA 2001). 

Als Fazit zur Familienpolitik kann insofern festgehalten werden, dass der Handlungsbe-
darf groß bleibt. Die Bundesrepublik steht hier vor institutionellen Problemen und im 
Vergleich zu anderen westeuropäischen Ländern vor einem erheblichen Bedarf nachholen-
der Modernisierung. Gleichwohl gibt es gerade an der Schnittstelle von Familie und 
Bildungssystem auch Handlungsmöglichkeiten, auf die ich im Folgenden im Zusammenhang 
mit der Bildungspolitik eingehen werde. 

4 Bildungspolitik: Ambivalente Wirkungen von Föderalismus und 
Bildungsexpansion 

Anders als die Familienpolitik gilt die Bildungspolitik als ein wichtiges Politikfeld, dass in 
den sechziger und siebziger Jahren wesentlich zur Modernisierung und Demokratisierung 
Westdeutschlands beigetragen hat und auch aktuell als Hoffnungsträger für Krisenbewälti-
gung - nun die Bewältigung der Herausforderung der Folgen der Globalisierung - gilt. 

Allerdings weist das deutsche Bildungssystem im Ländervergleich spezifische Schwä-
chen auf. Eine Schwäche, die in der Frauenpolitik zwar thematisiert, in der Bildungspolitik 
aber gern übersehen wird, liegt genau darin, dass eine Verbindung von Erziehung und Bildung 
in Deutschland bisher unterentwickelt ist. So ist der Elementarbereich, dass heißt die 
vorschulische Erziehung, quantitativ nur wenig ausgebaut und qualitativ, d.h. im Hinblick auf 
die wissenschaftliche Etablierung der Frühpädagogik und die Erzieherausbildung, im Ver-
gleich zu anderen Ländern nur unvollständig professionalisiert. Darüber hinaus fehlt im 
Unterschied etwa zu England oder Frankreich auch eine systematische Verknüpfung des 
Elementarbereichs mit dem Primarbereich. Beides hängt mit der Vorstellung zusammen, dass 
vorrangig die Familie für Erziehung, und damit auch für soziales Lernen und alltägliche 
Daseinskompetenzen, zuständig ist und der staatliche Auftrag erst bei der Bildung im engeren 
Sinn anfängt. In der Realität ist diese Trennung längst überholt, und vor allem die Grundschu-
le muss sich angesichts von Kindern, die ohne Frühstück in die Schule kommen, keine 
Schleife binden können oder noch nie einen echten Frosch gesehen haben, zunehmend einer 
sozialisatorischen Erziehungsfunktion stellen, die institutionell immer noch bei der Familie 
verortet wird. Andere Länder haben in diesem Bereich, der in der internationalen Diskussion 
'öffentliche Erziehung' genannt wird, nicht nur eine längere Tradition sondern auch eine 
einheitliche staatliche oder kommunale Verantwortung. Bei uns hingegen ressortiert der 
Kindergarten im Bereich Soziales und die Schule bei der Bildung, was eine koordinierte 
Politik erschwert. 
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Gleichwohl gibt es auch hier, in die Zukunft gedacht, Gestaltungsmöglichkeiten. So 
könnten etwa für den Ausbau des Schulsystems in Richtung Ganztagsschule Möglichkeiten 
einer gezielten Verbindung von Hort und Schule wie auch Synergiepotentiale mit weiteren 
Trägern von Jugendarbeit wie etwa den Sportvereinen und Jugendzentren gezielter genutzt 
werden als dies bisher der Fall ist. Auch unter demographischen Gesichtspunkten eröffnen 
sich in Zukunft gewisse Handlungsspielräume. So wird in den alten Bundesländern die Zahl 
der 3-bis unter 6,5-Jährigen bis 2015 um ca. 25% zurückgehen. Die damit freiwerdenden 
Finanz- und Personalmittel könnten für eine Verlängerung der Öffnungszeiten im Kindergar-
tenbereich, für den Ausbau von Krippen wie von Horten genutzt werden. Ähnliches gilt 
zeitversetzt auch für den Sekundarbereich der Schulen, wo die Desiderata, nicht zuletzt 
angesichts von Bildungsmisserfolgen bestimmter Gruppen und einer im internationalen 
Vergleich eher schlechten durchschnittlichen Performanz deutscher Schüler in bestimmten 
Grundkompetenzen, ebenfalls kooperativere Unterrichtsformen, bessere Infrastrukturaus-
stattung und Ganztagsausbau sind (Rauschenbach/Schilling 2001, 23Iff.). Darüber gibt es 
freilich schon heute zwischen den Bildungsministern der Länder und des Bundes einerseits 
und den Finanzminister andererseits, die sparen wollen, Streit. 

Dies verweist auf eine weitere Problematik, nämlich die ambivalenten Folgen der 
Bildungsexpansion. In der Tat hat die Bildungsreform der sechziger und siebziger Jahre zu 
einer erheblichen Anhebung des Allgemeinbildungsniveaus der jüngeren Generationen 
geführt (Klemm 2001). Dies bedeutet neben einer Abschwächung konfessioneller und 
regionaler Ungleichheiten vor allem einen Zugewinn an Chancengleichheit für Mädchen, die 
insbesondere bei den höheren Bildungsabschlüssen gleichgezogen haben. Allerdings haben 
sich diese Zugewinne nur zum Teil in berufliche Besserstellungen übersetzt. Dies hängt nicht 
in erster Linie mit familienorientierten Erwerbsverläufen von jungen Frauen zusammen, 
sondern wesentlich mit den bereits angeführten historisch gewachsen Strukturunterschieden 
in der beruflichen Bildung: Viele Sozial-, Erziehungs- und Gesundheitsberufe sind nicht in 
das duale System der Berufsausbildung überführt, sondern als vollzeitschulische Ausbildun-
gen organisiert worden. Hier versickern höhere Allgemeinbildungsinvestitionen von Mäd-
chen bereits beim Ausbildungseintritt, der in der Regel, anders als Facharbeiterausbildungen, 
mittlere und höhere Schulabschlüsse voraussetzt. Weiter sind diese Ausbildungen anders als 
die bundeseinheitlich geregelten dualen Ausbildungsberufe durch föderale institutionelle 
Zuständigkeiten, die Kostenpflichtigkeit eines Teils der Ausbildungen, einen mangelhaften 
Schutz des Qualifikationsprofils und defizitäre Weiterbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten 
gekennzeichnet. Ungeachtet der vergleichsweise hohen Bildungsinvestitionen sind die 
marktlichen Amortisierungschancen dieser Art von Ausbildungen geringer als in typischen 
männlichen Facharbeiterberufen, wie bereits am Beispiel des Erzieherberufs angeführt. Erst 
seit einigen Jahren gibt es hier - insbesondere im Bereich der Pflege - nachholenden 
Professionalisierungsbestrebungen. 

Im Hinblick auf den Abbau schichtspezifischer Ungleichheit (bei Jungen wie bei Mäd-
chen) war die Bildungsreform freilich weniger erfolgreich. Parallel zum generellen „upgra-
ding" bleiben herkunftsbezogene sozialen Differenzen bestehen. Vor allem aber kennt die 
Bildungsexpansion nicht nur Gewinner auch Verlierer. Dies sind die Jugendlichen, die das 
Bildungssystem ohne Schul- und Ausbildungsabschluss verlassen und die man als 'Bildungs-
arme' bezeichnen kann. Deren Größenordnung ist beträchtlich: 1996 betrug der Anteil der 
Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss in den alten Bundesländern im Durchschnitt 9% 
(Allmendinger 1999, 41); 1998 waren 13,3% aller 20-30-Jährigen in Gesamtdeutschland 
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ohne Ausbildung. Dabei sind die neuen Benachteiligten vor allem Kinder der Arbeitsmigran-
ten (Klemm 2001,335ff.), die sich in dem nach wie vor dreigliedrigen Schulsystem und einer 
Unterrichtsstruktur, die interkulturellem Lernen wenig Bedeutung beimisst, in der Haupt-
schule konzentrieren. Nicht erst steigende Tendenzen zu jugendlichem Rechtsradikalismus 
zeigen, wie wichtig interkulturelles Lernen in der Schule ist. Auch in der Frage, wie die 
Schulen eine der ethnischen Zusammensetzung der Kinder angemessene religiöse und 
ethische Erziehung übernehmen können, besteht erheblicher Handlungsbedarf. 

Handlungsbedarf gibt es in Zukunft an der Schnittstelle von Bildungssystem und 
Arbeitsmarkt auch bezogen auf den Tertiärbereich. Geht man davon aus, dass eine Existenz-
sicherung über Erwerbsarbeit, auf die ja die neue aktivierenden Sozialpolitik orientiert, auf 
kontinuierliche Bildungsprozesse angewiesen ist, dann wird die Frage der Bildungsträger, 
des Zugangs zu Bildungsgelegenheiten und die Finanzierung und Organisation von solcher 
arbeitmarktbezogenen Bildung für die Zukunft zu einem kritischen Kriterium. Denn lebens-
langes Lernen ist nur möglich, wenn Bildungsinstitutionen für alle zugänglich, verschiede-
nen Stufen des Bildungssystems durchlässig und Bildungsabschlüsse gestuft, problemlos 
transferier- und multipel verwertbar sind. Deutschland hat hier mit seinem stark gegliederten 
Schul- und Ausbildungssystem noch Hürden zu beseitigen. Aufgrund eines gut ausgebauten 
Hochschulwesens und etablierten Formen der Erwachsenenbildung gibt es aber auch Chan-
cen einer öffentlichen Gestaltung, etwa indem sich die Universitäten stärker für Weiterbil-
dung öffnen. Damit könnte auch vermieden werden, dass Bildungskosten und Bildungsex-
pansion, wie es in vielen Ländern gerade im Weiterbildungsbereich der Fall ist, weiter 
privatisiert werden (Weiß/ Steinert 1994). Dies erscheint wenig sinnvoll, zumal schon heute 
die privaten Haushalte einen großen Teil der individuellen Bildungskosten selbst tragen. 
Gerade im Ländervergleich zeigt sich, dass der bundesdeutsche Sozialstaat eher vergangen-
heitslastig ist, indem er überdurchschnittlich in die Altersicherung, jedoch unterdurchschnitt-
lich in Bildung und damit in die nachwachsende Generation investiert (Schmidt 2002). 

5 Schluss 

Die BRD hat offensichtlich einen besonderen Handlungsbedarf für eine erfolgreiche Umset-
zung von aktivierender Arbeitsmarktpolitik, weil sie sich bisher an der erfolgreichen 
Arbeitsmarktteilhabe vor allem eines männlichen Familienernährers und weniger an einer 
Förderung der Erwerbsbeteiligung von Frauen orientiert hat. Der skizzierte Handlungsbedarf 
liegt freilich nicht einfach auf der Linie 'schlanker Staat'. Zwar bedarf der 'fürsorgende 
Sozialstaat' eines Umbaus in Richtung 'kooperativer und präventiver Staat' : Dies bedeutet 
aber nicht zwangsläufig weniger Sozialstaat. Im Gegenteil, in einigen Bereichen, wie der 
'öffentlichen Erziehung', wäre mehr und stärker zwischen der jüngeren und älteren Genera-
tion umverteilendes staatliches Engagement im Sinn von ökonomischer Zukunftssicherung 
und sozialem Ausgleich wünschenswert. Dies erfordert besondere politische Anstrengungen, 
denn eine überalterte und zunehmend ohne Kinder lebende Wahlbevölkerung honoriert 
Investitionen in die Bildung und Ausbildung der zukünftigen Erwachsenen nicht ohne 
weiteres. Darüber hinaus ist in der BRD auch eine stärkere Politikfeld- und die Bund-Länder 
Ebenen übergreifende Koordination notwendig (Dingeldey 2002). Auch dafür muss sensibi-
lisiert werden. 

Bleibt schließlich noch die Frage, ob wir denn alle flexible Erwerbsbürger sein wollen 
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oder können. Hier liegt ein auffälliger blinder Fleck der aktuellen Diskussion. In der 
Vorstellung von der Eigenverantwortung der Bürger für die Gestaltung von Erwerbsbiogra-
phien wird gern ausgeblendet, dass wir weder als Erwerbsbürger auf die Welt kommen noch 
als solche von ihr gehen. Dabei geht es nicht nur um eine unzulängliche Dienstleistungsin-
frastruktur für Kinder und alte Menschen. Es geht auch darum, die Fähigkeit zur Erwerbsar-
beit nicht zum alleinigen Maßstab für gesellschaftlichen Fortschritt, soziale Integration und 
individuelle Emanzipation zu machen. Vielmehr sollte sich eine zukunftsfähige Sozialpolitik 
neben dem Leitbild der Erwerbsautonomie gleichermaßen auch an einem Leitbild von 
Fürsorglichkeit und Gemeinschaftlichkeit orientieren. Dies bedeutet Übergänge zwischen 
marktförmigen, privaten und öffentlichen Aufgaben nicht nur für Frauen, sondern auch für 
Männer durch öffentliche Anerkennung attraktiv zu machen und die nachwachsende Gene-
ration, Jungen wie Mädchen, nicht nur im Sinn individueller Kompetenz, sondern auch 
gesellschaftlicher Orientierung auszubilden. Hier käme einer höheren Wertschätzung von 
'öffentlicher Erziehung', die Kindergärten, Schulen und Universitäten, Wohngebiete und 
öffentliche Räume zugleich als soziale Lebensräume und Räume gesellschaftlicher Partizi-
pation (statt bürokratischer Verwaltung) begreift, eine große Bedeutung zu. Erst in einem 
solchen Umfeld kann die Orientierung auf Beschäftigungsfähigkeit auch ein Beitrag zur 
Fortentwicklung eines demokratischen und sozialen Gemeinwesens sein. 
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